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I. Amtlicher Teil 

Bildung 

Erlass des Ministeriums für Bildung, 
Jugend und Sport des Landes Brandenburg 
über die Gewährung von „Kleinbeihilfen“ 

Gz.: 25 

Angesichts der aktuellen Finanz- und Wirtschaftskrise hat die 
Europäische Kommission einen befristeten beihilferechtlichen 
Rahmen1 geschaffen, damit die Mitgliedsstaaten geeignete 
Maßnahmen ergreifen können, um der Krise entgegen zu wir­
ken. Auf der Basis dieses Rahmens hat die Europäische Kom­
mission die „Bundesregelung Kleinbeihilfen“2 genehmigt, 
nach der in der Bundesrepublik Deutschland „Kleinbeihilfen“ 
bis zu einem Höchstbetrag von 500.000 Euro gewährt werden 
können. 

Auf der Grundlage der „Bundesregelung Kleinbeihilfen“ kön­
nen aus dem nachfolgend genannten Förderprogramm, rück­
wirkend vom 1. Januar 2009 bis zum 31. Dezember 2010, auch 
„Kleinbeihilfen“ gewährt werden: 

- Richtlinie des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport 
über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung pä­
dagogischer Entwicklungs- und Modellvorhaben im Bil­
dungsbereich und zur Anpassung beruflicher Bildungs­
gänge im Land Brandenburg (RL Entwicklungs- und Mo­
dellvorhaben im Bildungsbereich) vom 19. Mai 2008 
(Amtsblatt des Ministeriums für Bildung, Jugend und 
Sport vom 15. Juli 2008, S. 192) 

Werden die Fördermaßnahmen als „Kleinbeihilfen“ gewährt, 
wird im Rahmen der Förderung sichergestellt, dass die Zuwen­
dungsvoraussetzungen der genehmigten „Bundesregelung 
Kleinbeihilfen“ eingehalten werden. Danach sind insbesondere 
folgende beihilferechtliche Festlegungen zu beachten: 

Werden „Kleinbeihilfen“ gewährt, erfolgt in dem Bewilli­
gungsdokument ein Rechtsgrundlagenhinweis auf diesen Er­
lass und die „Bundesregelung Kleinbeihilfen“. 

Zur Überwachung der Höchstbetragsgrenze legt der Antrag­
steller der Bewilligungsstelle eine Erklärung vor, in der alle ab 
dem 1. Januar 2008 erhaltenen/beantragten „De-minimis-Bei­
hilfen“ und alle erhaltenen/beantragten „Kleinbeihilfen“ anzu­
geben sind. 

1	 Vorübergehender Gemeinschaftsrahmen für Staatliche Beihilfen zur Er­
leichterung des Zugangs zu Finanzierungsmitteln in der gegenwärtigen Fi­
nanz- und Wirtschaftskrise, EU-ABl. C 16/1 vom 22.01.2009 

2	 Genehmigungsschreiben der Europäischen Kommission D/208679 vom 
30.12.2008 

Diese Regelung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2009 in Kraft. 
Sie tritt am 31. Dezember 2010 außer Kraft. 

Potsdam, den 17. Dezember 2009 

Holger Rupprecht

Minister für Bildung, Jugend und Sport


Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen zur 
Förderung des internationalen Schüleraustausches 

(RL-Schüleraustausch - RLSchA)


Vom 21. Dezember 2009

Gz.: 36.6


Auf Grund des § 146 des Brandenburgischen Schulgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. August 2002 
(GVBl. I/02, S. 78), bestimmt der Minister für Bildung, Ju­
gend und Sport: 

1.	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 

1.1	 Das Land Brandenburg gewährt nach Maßgabe dieser 
Richtlinien und auf Grund der §§ 23 und 44 der Landes­
haushaltsordnung (LHO) sowie der dazu erlassenen Ver­
waltungsvorschriften Zuwendungen zur Durchführung 
von internationalen Begegnungen von Schülergruppen. 

1.2	 Internationale Begegnungen dienen vorwiegend dem 
Zweck, Schulpartnerschaften aufzubauen und fortzu­
führen sowie persönliche Kontakte zwischen deutschen 
und ausländischen Schülerinnen und Schülern zu knüp­
fen und zu erhalten. Sie sollen dazu befähigen, andere 
Kulturen und Gesellschaften kennen zu lernen und sich 
mit ihnen auseinander zu setzen, sowie zur interkulturel­
len Erziehung, zum Erwerb von Fremdsprachenkenntnis­
sen und zur Vermittlung landeskundlicher Kenntnisse 
beitragen. 

1.3	 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung einer 
Zuwendung besteht nicht. Vielmehr entscheidet die Be­
willigungsbehörde auf Grund ihres pflichtgemäßen Er­
messens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 

2.	 Geltungsbereich und Gegenstand der Förderung 

2.1	 Die Zuwendung erfolgt für Schülerinnen und Schüler, 
die an internationalen Begegnungen teilnehmen und in 
einem Schulverhältnis zu einer Schule im Land Bran­
denburg stehen. Internationale Begegnungen sind schuli­
sche Veranstaltungen. 
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2.2	 Gegenstand der Förderung sind die Kosten für die An-
und Abreise zum oder vom Partner, für Unterkunft und 
Verpflegung sowie zur Programmrealisierung, zum Bei­
spiel Veranstaltungen, Fahrtkosten vor Ort. 

2.3	 Für die begleitenden Lehrkräfte ist eine Förderung aus­
geschlossen. 

3.	 Zuwendungsempfänger 

Antragsberechtigt sind die Träger oder Schulförderverei­
ne (e.V.) von Schulen in öffentlicher und freier Träger­
schaft im Land Brandenburg. Der Antragsteller leitet die 
Zuwendung an die durchführende Schule weiter. 

4.	 Zuwendungsvoraussetzungen 

Eine Förderung durch das Land Brandenburg setzt 
grundsätzlich voraus, dass 

4.1	 die Begegnung in einem europäischen Land durch­
geführt wird, in begründeten Fällen kann hiervon abge­
wichen werden, wenn die Maßnahme im Rahmen von 
Bundesprogrammen durchgeführt wird oder im beson­
deren Interesse des Ministeriums für Bildung, Jugend 
und Sport liegt, 

4.2	 die Begegnung im Rahmen einer längerfristig angeleg­
ten Schulpartnerschaft stattfindet oder der Anbahnung 
einer Schulpartnerschaft oder der Durchführung eines 
gemeinsamen Projektes dient, 

4.3	 gemeinsame pädagogisch orientierte Veranstaltungen, 
gemeinsamer Unterricht oder Projektarbeit neben lan­
deskundlichen Elementen integraler Bestandteil des Pro­
gramms sind, 

4.4	 die Unterbringung in Gastfamilien der Partnerschule er­
folgt (begründete Ausnahmen sind möglich), 

4.5	 die Begegnung mindestens 8 Tage (An- und Abreise gel­
ten als ein Tag) dauert, 

4.6	 Lerngruppen, Arbeitsgemeinschaften und Projektgrup­
pen oder mindestens 10 Schülerinnen und Schüler einer 
Schule an der Begegnung teilnehmen, 

4.7	 bei Antragstellung ein ausführliches und von der Partner­
schule bestätigtes Programm vorgelegt wird. 

4.8	 Bei Begegnungen im grenznahen Raum mit Polen kön­
nen, abweichend von Nummer 4.5, nach Maßgabe dieser 
Richtlinien auch Kurz- oder Tagesbegegnungen geför­
dert werden. 

4.9	 Voraussetzung für eine Förderung ist ferner, dass die ge­
samte Schule, insbesondere die Schulleitung und die 
verantwortlichen Lehrkräfte, alle geeigneten Maßnah­

men ergreift, um rassistisch oder fremdenfeindlich moti­
vierte Vorfälle im Zusammenhang mit dem Austausch zu 
verhindern. Dazu gehört unter anderem: 
- eine sorgfältige Vor- und Nachbereitung der Begeg­

nungen mit den teilnehmenden Schülerinnen und 
Schülern unter Einbeziehung der Eltern, der Schul­
konferenz und gegebenenfalls regionaler Partner, 
zum Beispiel Beratungssysteme an den staatlichen 
Schulämtern, Unterstützungssysteme im Rahmen 
des Handlungskonzepts „Tolerantes Brandenburg ­
gegen Gewalt, Rechtsextremismus und Fremden­
feindlichkeit“, RAA, 

- die Bereitschaft der am Austausch teilnehmenden 
Schülerinnen und Schüler, aktiv für Toleranz und 
Verständigung einzutreten und sich beim Besuch ih­
rer Partner in Brandenburg engagiert für deren Si­
cherheit und Wohlbefinden einzusetzen, 

- im Rahmen der Möglichkeiten das Verhindern ver­
baler oder gar tätlicher Übergriffe gegenüber auslän­
dischen Gästen auch im regionalen Umfeld durch 
entsprechende Begleitung und Betreuung. 

Dass und wie die Schule diesbezüglich ihrer pädagogi­
schen Verantwortung gerecht werden will, ist im An­
tragsvordruck gesondert nachzuweisen. 

5.	 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

5.1	 Zuwendungsart: Projektförderung 

5.2	 Finanzierungsart: Anteilsfinanzierung für Fahrtkosten 
sowie zusätzlich oder anstelle dessen 
eine Festbetragsfinanzierung als Tage­
geld. 

5.3	 Zuwendungsform: Zuschuss/Zuweisung 

5.4	 Bemessungsgrundlagen 

5.4.1 Als zuwendungsfähige Kosten werden anerkannt: 

Die Kosten der Brandenburger Schülerinnen und Schü­
ler für 
a) die An- und Abreise, 
b) Unterkunft und Verpflegung und 
c) die Programmrealisierung, d.h. für Veranstaltungen, 

die besonders dem Zweck gemäß Nummer 1.2 dieser 
Richtlinien Rechnung tragen. 

Die Zuwendung beträgt - außer im Fall der Tagegeld­
pauschale bei Inlandsbegegnungen - höchstens 50 Pro­
zent der vom Zuwendungsgeber als zuwendungsfähig 
anerkannten Gesamtkosten der Maßnahme. Die Höhe 
der Zuwendung richtet sich nach dem Umfang der ver­
fügbaren Haushaltsmittel. 

5.4.2 Begegnungen im Inland 

Der Zuschuss wird vom Zuwendungsgeber maßnahme­
spezifisch festgelegt, als Pauschale gewährt und beträgt 



4 Amtsblatt des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport – Nr. 1 vom 29. Januar 2010 

maximal 5 Euro je Tag und teilnehmende Schülerin oder 6.3 Verwendungsnachweisverfahren 
Schüler. Er darf die Gesamtkosten der Begegnung nicht 
übersteigen. Gefördert werden höchstens 14 Tage.  Der Zuwendungsempfänger legt spätestens sechs Wo­

chen nach Abschluss der durchgeführten Maßnahme ei-
Abweichend von Nummer 2.1 kann bei Inlandsbegeg- nen Verwendungsnachweis vor. Dem zahlenmäßigen 
nungen mit Schülerinnen und Schülern aus den Staaten Nachweis sind eine Teilnehmerliste mit den Original-
Mittel-, Ost- und Südosteuropas, den Nachfolgestaaten unterschriften der teilnehmenden Schülerinnen und 
der ehemaligen Sowjetunion und Entwicklungsländern Schüler, bei Gewährung von Fahrtkostenzuschüssen die 
in begründeten Fällen auch für die ausländischen Schü- Originalbelege sowie ein Sachbericht beizufügen, der ei­
lerinnen und Schüler ein Tagegeld in Höhe von 2,50 Eu- ne Bewertung des Erfolgs der Maßnahme ermöglicht. Es 
ro je Tag und Teilnehmerin oder Teilnehmer gewährt ist zu bescheinigen, dass die gewährte Zuwendung 
werden, wenn keine Förderung von anderer Seite erfolgt. zweckentsprechend, wirtschaftlich und sparsam verwen­

det wurde. 
5.4.3 Begegnungen im Ausland 

6.4 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Bezuschusst werden in der Regel die Fahrtkosten bis zu Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der 
50 Prozent. Für die Aufenthaltskosten kann in Abhängig- Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Auf­
keit von der Haushaltslage ein maßnahmespezifisch fest- hebung des Zuwendungsbescheides und die Rückforde­
zulegender Festbetrag von maximal 5 Euro je Tag und rung der gewährten Zuwendung gelten die VV/VVG zu 
teilnehmender Schülerin oder teilnehmendem Schüler §§ 23 und 44 LHO, soweit nicht in diesen Förderrichtli­
gewährt werden. Gefördert werden höchstens 14 Tage nien Abweichungen zugelassen worden sind. 
pro internationaler Begegnung. 

7. Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
6. Verfahren 

Diese Richtlinien treten am 1. Januar 2010 in Kraft und 
6.1 Antragsverfahren	 am 31. Dezember 2011 außer Kraft. 

Anträge auf Gewährung einer Zuwendung sind an das

Staatliche Schulamt Cottbus zu richten. Dazu gehören:

a) das vollständig ausgefüllte Antragsformular mit Er- Potsdam, den  21. Dezember 2009


läuterung der geplanten Maßnahme und gegebenen­
falls notwendigen Begründungen 

b)	 ein detaillierter Kostenplan/Kostenvoranschlag (ge- Der Minister für

gebenenfalls Kostenvoranschlag für Transportmittel) Bildung, Jugend und Sport

und


c)	 ein detailliertes, von der Partnerschule bestätigtes Holger Rupprecht

Programm.


Die Anträge sind in der Regel zu folgenden Terminen

einzureichen:


Organisationsverfügung für die/den Beauftragte/n 
für Begegnungen im des Landes Brandenburg zur Aufarbeitung der 
1. Kalenderhalbjahr (01.01.-31.07.): 15. Januar, Folgen der kommunistischen Diktatur 
für Begegnungen 
im 2. Kalenderhalbjahr (01.08.-31.12.): 15. Juni. Vom 21. Dezember 2009 

Gz.: 12.3 
Sie müssen jedoch spätestens acht Wochen vor Beginn 
der Maßnahme vorliegen. In begründeten Ausnahmefäl­
len ist eine kürzere Antragsfrist möglich.	 1. 

Die Errichtung des/der Beauftragten des Landes Brandenburg 
6.2 Bewilligungsverfahren	 zur Aufarbeitung der Folgen der kommunistischen Diktatur (im 

Folgenden: Landesbeauftragte/r) basiert auf Artikel 1 § 5 Ab-
Das Staatliche Schulamt Cottbus erteilt den Zuwen- satz 3 des Gesetzes über den Beauftragten des Landes Bran­
dungsbescheid an den Zuwendungsempfänger. denburg zur Aufarbeitung der Folgen der kommunistischen 



5 Amtsblatt des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport – Nr. 1 vom 29. Januar 2010 

Diktatur und zur Änderung besoldungsrechtlicher Vorschriften 
vom 07. Juli 2009 (GVBl. I S. 190). 

Der/Die Landesbeauftragte ist eine Einrichtung des Landes ge­
mäß § 13 Abs. 1 Landesorganisationsgesetz vom 24. Mai 2004 
(GVBl. I S. 186), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
zur Neuorganisation der Landesforstverwaltung des Landes 
Brandenburg vom 19. Dezember 2008 (GVBl. I S. 337). 

2. 
Die Einrichtung erhält die Bezeichnung „Beauftragte/r des 
Landes Brandenburg zur Aufarbeitung der Folgen der kommu­
nistischen Diktatur“ und wird ins Abkürzungsverzeichnis des 
Landes Brandenburg als „LAkD“ (Landesbeauftragte/r Aufar­
beitung kommunistische Diktatur) aufgenommen. 

3. 
Der / Die Landesbeauftragte hat seinen / ihren Sitz in Potsdam. 

4. 
Die Einrichtung untersteht der Dienst- und Rechtsaufsicht des 
für politische Bildung zuständigen Ministeriums. Der/Die Lan­
desbeauftragte ist in Ausübung seiner/ihrer Dienstgeschäfte 
unabhängig und nur dem Gesetz unterworfen. 

5. 
Die von dem/der  Landesbeauftragten wahrzunehmenden Auf­
gaben bestimmen sich nach § 2 des Brandenburgischen Aufar­
beitungsbeauftragtengesetzes. 

6. 
Dem/Der Landesbeauftragten stehen ab dem Haushaltsjahr 2010 

die im Kapitel 05 070 etatisierten Stellen und Mittel zur Verfü­
gung. 

7. 
Die Leiterin/Der Leiter des Landesbeauftragten ist Vorgesetze/r 
über die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Einrichtung. 
Sie/Er übt Dienstvorgesetztenfunktionen aus, soweit sie ihr/ihm 
durch das für politische Bildung zuständige Ministerium über­
tragen wurden. 

8. 
Der Leiter / Die Leiterin des Landesbeauftragten vertritt die 
Einrichtung nach außen. 

9. 
Die Organisationsverfügung tritt mit Wirkung vom 01. Januar 
2010 in Kraft. 

Potsdam, 21. Dezember 2009 

Der Minister

für Bildung, Jugend und Sport


In Vertretung 


Burkhard Jungkamp 
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II. Nichtamtlicher Teil 

Stellenausschreibungen im Bundesgebiet 

Das Staatliche Schulamt Eberswalde beabsichtigt, vorbehaltlich 
des Vorliegens der haushaltsrechtlichen Voraussetzungen, 
nachfolgende Stellen zum 01.08.2010 neu zu besetzen: 

1.	 Schulleiterin oder Schulleiter 
der Grundschule „Erich Kästner“ in Schwedt 
Rosa-Luxemburg-Straße 47 
16303 Schwedt 

2.	 Schulleiterin oder Schulleiter 
der Grundschule an der Hasenheide Bernau 
Schönfelder Weg 42 
16321 Bernau 

Aufgaben: 

1.	 Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage; 
2.	 Vertretung der Schule nach außen in enger Zusammen­

arbeit mit dem Schulträger; 
3.	 Zusammenwirken mit Lehrerinnen und Lehrern, El­

tern, Schülerinnen und Schülern auf  gute Unterrichts­
und Arbeitsbedingungen; 

4.	 Sicherung einer geordneten Unterrichts- und Erzie­
hungsarbeit; 

5.	 Unterstützung und Leitung von Gremien zur Mitwir­
kung der Eltern, der Schülerinnen und Schüler und der 
Lehrkräfte. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollten über folgende 
Voraussetzungen verfügen: 

1.	 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Pri­
marstufe; 

2.	 mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis; 
3.	 ausgeprägte Fähigkeit und Bereitschaft 

- zur kollegialen Zusammenarbeit, 
- zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungs­

arbeit an der Schule, 
- zum engen Zusammenwirken mit dem Schulträger, 

der Schulaufsicht und den Mitwirkungsgremien; 
4.	 Durchsetzungs- und Organisationsvermögen, hohe Be­

lastbarkeit; 
5.	 umfassende Kenntnisse des brandenburgischen Schul­

rechts; 
6.	 umfassende Kenntnisse über die Leitung und Organisa­

tion des Schulbetriebes; der Abschluss einer Qualifika­
tion auf dem Gebiet des Schulmanagements ist er­
wünscht. 

Die Stellen können mit Beamten oder mit tariflich Be­
schäftigten besetzt werden. Sie sind mit Besoldungsgruppe 
A 13 BBesG zzgl. Amtszulage bzw. Entgeltgruppe 13 TV - L 
zzgl. Amtszulage bewertet. 

Das Amt als Schulleiterin bzw. Schulleiter wird gemäß 
§ 120 Landesbeamtengesetz bzw. gemäß § 31 TV - L bis 

zur Höchstdauer von zwei Jahren auf Probe übertragen. Ei­
ne Beförderung/Höhergruppierung kann erst nach Erfüllen 
der schullaufbahnrechtlichen und sonstigen beamtenrecht­
lichen Voraussetzungen erfolgen. 

3.	 Stellv. Schulleiterin oder stellv. Schulleiter 
der Nordend-Schule 
Schule mit dem sonderpädagogischen Förderschwer­
punkt „Lernen“ in Eberswalde 
Lärchenweg 8 
16225 Eberswalde 

Aufgaben: 

1.	 stellv. Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage; 
2.	 Vertretung der Schule nach außen in enger Zusammen­

arbeit mit dem Schulträger; 
3.	 Zusammenwirken mit Lehrerinnen und Lehrern, El­

tern, Schülerinnen und Schülern auf gute Unterrichts­
und Arbeitsbedingungen; 

4.	 Sicherung einer geordneten Unterrichts- und Erzie­
hungsarbeit; 

5.	 Unterstützung und Leitung von Gremien zur Mitwir­
kung der Eltern, der Schülerinnen und Schüler und der 
Lehrkräfte. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollten über folgende 
Voraussetzungen verfügen: 

1.	 Befähigung für das Lehramt Sonderpädagogik oder 
Befähigung für die Laufbahn des Förderschullehrers 
oder Befähigung für die Laufbahn des Lehrers im 
Unterricht an Förderschulen (mit Ergänzungsprüfung 
für zwei sonderpädagogische Fachrichtungen). 
In jedem Fall muss die Fachrichtung Lernbehinderten­
pädagogik nachgewiesen werden; 

2.	 mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis; 
3.	 Fähigkeit und Bereitschaft 

- zur kollegialen Zusammenarbeit, 
- zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungs­

arbeit an der Schule, 
- zum engen Zusammenwirken mit dem Schulträger, 

der Schulaufsicht und den Mitwirkungsgremien; 
4.	 Durchsetzungs- und Organisationsvermögen, Belast­

barkeit; 
5.	 gute Kenntnisse der vorliegenden Regelungen und Be­

dingungen für die Umgestaltung und Entwicklung der 
brandenburgischen Schule. Der Abschluss einer Quali­
fikation auf dem Gebiet des Schulmanagements ist er­
wünscht. 

Die Stelle kann mit einer/m Beamtin/en oder mit einer/m 
tariflich Beschäftigten besetzt werden. Sie ist mit der Be­
soldungsgruppe A 14 BbgBesG bzw. Entgeltgruppe 14 TV-L 
bewertet. 

Die Funktion als stellv. Schulleiter/-in wird zur Feststel­
lung der Bewährung in der Funktion übertragen. Die Fest­
stellung der Bewährung erfolgt nach Ablauf eines Jahres. 
Eine Beförderung kann erst nach Erfüllen der schullauf­
bahnrechtlichen und sonstigen beamtenrechtlichen Voraus­
setzungen erfolgen. 
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Bewerbungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht. Schwer­
behinderte werden bei gleicher Eignung bevorzugt berücksich­
tigt. 

Bewerbungen sind innerhalb von vier Wochen nach Veröffent­
lichung dieser Ausschreibung unter Angabe der angestrebten 
Funktion zu richten an das 

Staatliche Schulamt Eberswalde 
Frau Reuscher 
Tramper Chaussee 6 
16225 Eberswalde. 

Das Staatliche Schulamt Cottbus beabsichtigt, vorbehaltlich des 
Vorliegens der haushaltsrechtlichen Voraussetzungen, die nach­
folgend aufgeführten Stellen zum nächstmöglichen Termin neu 
zu besetzen: 

I.	 Schulleiterin oder Schuleiter der 

1.	 Elsterlandgrundschule 
Wilhelm-Pieck-Ring 9 
04916 Herzberg (Elster) 

2.	 Grundschule Nordstadt 
Frankfurter Straße 48 
03149 Forst 

3.	 Grundschule Kolkwitz 
Karl-Liebknecht-Straße 7 
03099 Kolkwitz 

4.	 Grundschule Gröden 
Gartenstraße 9 
04932 Gröden 

Aufgaben: 

1.	 Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage; 
2.	 Vertretung der Schule nach außen in enger Zusammen­

arbeit mit dem Schulträger; 
3.	 Zusammenwirken mit Lehrkräften, Eltern, Schülerin­

nen und Schüler auf gute Unterrichts- und Arbeitsbe­
dingungen; 

4.	 Sicherung einer geordneten Unterrichts- und Erzie­
hungsarbeit; 

5.	 Unterstützung und Leitung von Gremien zur Mitwir­
kung der Eltern, der Schülerschaft und der Lehrkräfte. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollten über folgende 
Voraussetzungen verfügen: 

1.	 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Primar­
stufe; 

2.	 mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis; 
3.	 Fähigkeit und Bereitschaft


- zur kollegialen Zusammenarbeit,


- zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungsar­
beit, 

- zum engen Zusammenwirken mit dem Schulträger, 
der Schulaufsicht und den Mitwirkungsgremeien; 

4.	 Durchsetzungs- und Organisationsvermögen, Belast­
barkeit; 

5.	 fundierte Kenntnisse der vorliegenden Regelungen und 
Bedingungen für die Umgestaltung und Entwicklung 
der brandenburgischen Schule; 

6.	 umfassende Kenntnisse über die Leitung und Organisa­
tion des Schulbetriebes; der Abschluss einer Qualifika­
tion auf dem Gebiet des Schulmanagements ist er­
wünscht. 

Wir erwarten ein hohes Engagement und Eigenständigkeit 
sowie die Fähigkeit zur Teamarbeit. 

Die Stellen können mit Beschäftigten im Beamten- oder 
Angestelltenverhältnis besetzt werden. Die unter Num­
mer I.1 bis I.3 benannten Stellen sind mit Besoldungsgrup­
pe A 13 BBesG zuzüglich Amtszulage (vergleichbar Ent­
geltgruppe 13 TV - L zuzüglich Amtszulage), die unter Num­
mer I.4 benannte Stelle ist mit Besoldungsgruppe A 13 
BBesG (vergleichbar Entgeltgruppe 13 TV- L) bewertet. 

Das Amt als Schulleiterin bzw. Schulleiter wird gemäß § 120 
Landesbeamtengesetz bzw. gemäß § 31 TV - L bis zur 
Höchstdauer von zwei Jahren auf Probe übertragen. Eine 
Beförderung/Höhergruppierung kann erst nach Erfüllen 
der schullaufbahnrechtlichen und sonstigen beamtenrecht­
lichen Voraussetzungen erfolgen. 

II. Stellv. Schulleiterin oder stellv. Schulleiter der 

1.	 8. Grundschule „Carl Blechen“ Cottbus 
Muskauer Platz 1 a 
03042 Cottbus 

2.	 Grundschule Schwarzheide-Wandelhof 
Geschwister-Scholl-Straße 27 
01987 Schwarzheide 

3.	 Grundschule Welzow 
Jahnstraße 24 
03119 Welzow 

4.	 Grundschule Guteborn 
Weinbergstraße 35 
01945 Guteborn 

5.	 Waldschule Lauchhammer -Ost  -Grundschule-
Robert-Koch-Straße 4 
01979 Lauchhammer 

6.	 Grundschule Nordstadt 
Frankfurter-Straße 48 
03149 Forst 

7.	 Grundschule Kolkwitz 
Karl-Liebknecht-Straße 7 
03099 Kolkwitz. 
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Aufgaben: 

1.	 stellv. Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage in 
vertrauensvoller Zusammenarbeit mit der Leiterin der 
Schule; 

2.	 selbstständige und eigenverantwortliche Wahrnehmung 
der Aufgaben gemäß Geschäftsverteilungsplan; 

3.	 Zusammenwirken mit den Lehrkräften, den Eltern, den 
Schülerinnen und Schüler und dem Schulträger auf gu­
te Unterrichts- und Arbeitsbedingungen; 

4.	 Koordinierung der pädagogischen Arbeit, Beratung der 
an der Schule tätigen Lehrkräfte, Förderung und Unter­
stützung der Fort- und Weiterbildung der Lehrkräfte; 

5.	 Unterstützung und Leitung von Gremien zur Mitwir­
kung der Eltern, der Schülerinnen und Schüler und der 
Lehrkräfte. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollten über folgende 
Voraussetzungen verfügen: 

1.	 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Primar­
stufe; 

2.	 mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis; 
3.	 Fähigkeit und Bereitschaft 

- zur kollegialen  Zusammenarbeit, 
- zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungs­

arbeit, 
- zum engen Zusammenwirken mit dem Schulträger, 

der Schulaufsicht und den Mitwirkungsgremien; 
4.	 Durchsetzungs- und Organisationsvermögen, Belast­

barkeit; 
5.	 fundierte Kenntnisse der vorliegenden Regelungen und 

Bedingungen für die Umgestaltung und Entwicklung 
der brandenburgischen Schule; 

6.	 umfassende Kenntnisse über die Leitung und Organisa­
tion des Schulbetriebes; der Abschluss einer Qualifika­
tion auf dem Gebiet des Schulmanagements ist er­
wünscht. 

Wir erwarten ein hohes Engagement und Eigenständigkeit 
sowie die Fähigkeit zur Teamarbeit. 

Die Stellen können mit Beschäftigten im Beamten- oder An­
gestelltenverhältnis besetzt werden. Die unter Nummer II.1 
benannte Stelle ist mit Besoldungsgruppe A 13 BBesG 
(vergleichbar Entgeltgruppe 13 TV-L) bewertet, die unter 
Nummer II.2 bis II.7 benannten Stellen sind mit Besol­
dungsgruppe A 12 BBesG zuzüglich Amtszulage (ver­
gleichbar Entgeltgruppe 11 TV-L zuzüglich Amtszulage) 
bewertet. 

Die Funktion als stellv. Schulleiterin oder stellv. Schulleiter 
wird zur Feststellung der Bewährung in der Funktion über­
tragen. Die Feststellung der Bewährung erfolgt nach Ab­
lauf eines Jahres. Eine Beförderung/Höhergruppierung in 
das entsprechende Amt kann erst nach Erfüllen der schul­
laufbahnrechtlichen und sonstigen beamtenrechtlichen 
Voraussetzungen erfolgen. 

Bewerbungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht. Schwer­
behinderte Menschen werden bei gleicher Qualifikation und 
Eignung bevorzugt berücksichtigt. 

Bewerbungen sind innerhalb von vier Wochen nach Veröffent­
lichung dieser Ausschreibung unter Angabe der angestrebten 
Funktion zu richten an das 

Staatliches Schulamt Cottbus

Herr Wolter

Blechenstraße 1

03046 Cottbus.


Das Staatliche Schulamt Cottbus beabsichtigt, vorbehaltlich 
des Vorliegens der haushaltsrechtlichen Voraussetzungen, die 
nachfolgend aufgeführte Stelle zum Schuljahr 2010/11 neu zu 
besetzen: 

Stellvertretende Schulleiterin oder 

stellvertretender Schulleiter 

der Grundschule Sielow

Sielower Schulstraße 1

03055 Cottbus


Aufgaben: 

a)	 stellv. Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage in ver­
trauensvoller Zusammenarbeit mit der/dem Leiterin/Leiter 
der Schule; 

b)	 selbstständige und eigenverantwortliche Wahrnehmung der 
Aufgaben gemäß Geschäftsverteilungsplan; 

c)	 Zusammenwirken mit den Lehrkräften, den Eltern, den 
Schülerinnen und Schüler und dem Schulträger auf gute 
Unterrichts- und Arbeitsbedingungen; 

d)	 Koordinierung der pädagogischen Arbeit, Beratung der an 
der Schule tätigen Lehrkräfte, Förderung und Unterstüt­
zung der Fort- und Weiterbildung der Lehrkräfte; 

e)	 Unterstützung und Leitung von Gremien zur Mitwirkung der 
Eltern, der Schülerinnen und Schüler und der Lehrkräfte. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollten über folgende 
Voraussetzungen verfügen: 

1.	 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Primar­
stufe; 

2.	 mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis; 
3.	 Fähigkeit und Bereitschaft 

- zur kollegialen  Zusammenarbeit, 
- zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungsarbeit, 
- zum engen Zusammenwirken mit dem Schulträger, der 

Schulaufsicht, den Mitwirkungsgremien, sowie den 
Gremien und Einrichtungen des sorbischen/wendi­
schen Volkes, 

-	 sich aktiv für den Erhalt und die Verbreitung der sorbi­
schen/wendischen Sprache einzusetzen und die Einbe­
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ziehung von Geschichte und Kultur der Sorben/Wen­
den in die Bildungsarbeit zu befördern; 

4.	 Durchsetzungs- und Organisationsvermögen, Belastbarkeit; 
5.	 fundierte Kenntnisse der vorliegenden Regelungen und 

Bedingungen für die Umgestaltung und Entwicklung der 
brandenburgischen Schule; 

6.	 Kenntnisse der sorbischen/wendischen Sprache in Wort 
und Schrift; 

7.	 umfassende Kenntnisse über die Leitung und Organisation 
des Schulbetriebes; der Abschluss einer Qualifikation auf 
dem Gebiet des Schulmanagements ist erwünscht. 

Wir erwarten ein hohes Engagement und Eigenständigkeit so­
wie die Fähigkeit zur Teamarbeit. 

Die Stelle kann mit Beschäftigten im Beamten- oder Angestell­
tenverhältnis besetzt werden. Sie ist mit Besoldungsgruppe 
A 12 BBesG zuzüglich Amtszulage (vergleichbar Entgeltgrup­
pe 11 TV-L zuzüglich Amtszulage) bewertet. 

Die Funktion als stellv. Schulleiter/-in wird zur Feststellung der 
Bewährung in der Funktion übertragen. Die Feststellung der 
Bewährung erfolgt nach Ablauf eines Jahres. 

Eine Beförderung/Höhergruppierung in das entsprechende 
Amt kann erst nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und 
sonstigen beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen. 

Bewerbungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht. Schwer­
behinderte Menschen werden bei gleicher Qualifikation und 
Eignung bevorzugt berücksichtigt. 

Bewerbungen sind innerhalb von vier Wochen nach Veröffent­
lichung dieser Ausschreibung zu richten an das  

Staatliche Schulamt Cottbus

Herr Wolter

Blechenstraße 1

03046 Cottbus.


Wupisanje źělowego městna 

Statny qulski amt Chóśebuz ma wótglfd, wuchadajucy z togo, 
ay etatowe pqawniske wumfnjenja pśedlaye, slfdujucy na­
spomnjone źflowe mfstno k qulskemu lftoju 2010/11 wótnowa 
wobsajźiś: 

stawna zastupnica abo stawny zastupnik 
šulskeje wjednice Zakladneje šule Žylow 
Žylojska šulska droga 1 

03055 Chóśebuz 

Nadawki: 

a)	 Zastupne nawjedowanje qule na kolegialnem zaklaźe w 
dowfrnem zgromadnem źfle z wjednicu/wjednikom qule. 

b)	 Samostatne a wósobinski zagronite pśewześe nadawkow 
pó planje rozdźflenja źflabnosći. 

c)	 Zgromadne statkowanje z ceptarkami a ceptarjami, star­
jejqymi, wuknicami a wuknikami a nosarjom qule k dobre­
mu wucbnych a źflowych wumfnjenjow. 

d)	 Koordinacija pedagogiskego źfla, póraźowanje na quli stat­
kujucych ceptarkow a ceptarjow, spfchowanje a pódpfro­
wanje do- a dalejkublanja wucecych. 

e)	 Pódpfrowanje a nawjedowanje gremijow k sobustatkowan­
ju starjejqych, wuknicow a wuknikow a wucecych. 

Kandidaty/-ki by dejali slfdujuce wumfnjenja mfś: 

1.	 wuzamóynjenje za pówolańske wuwiśe ako ceptaŕ/-rka za 
primarny schójźeńk, 

2.	 wfcejlftne wupokazowanje we wucbnej praksy, 

3.	 zamóynosć a zwólniwosć 
- ku kolegialnemu zgromadnemu źfloju, 
- k inowaciji we wucbnem a wótkublańskem źfle, 
- k wuskej zgromadnej źflabnosći z nosarjom qule, quls­

kim doglfdom, sobustatkujucymi gremijami a serbski­
mi gremijami a institucijami, 

-	 se aktiwnje za zdźaryanje a rozqyrjowanje serbskeje 
rfcy zasajźowaś a zapśfgnjenje stawiznow a kultury 
Serbow do kublańskego źfla spfchowaś, 

4.	 zamóynosć pśesajźenja a organizfrowanja, póśfyownosć, 

5.	 wobqyrne znajobnosći pśedlayecych wustawjenjow a 
wumfnjenjow za pśetwórjenje a wuwijanje bramborskeje 
qule, 

6.	 wustne a pisne znaśa serbskeje rfcy, 

7.	 wobqyrne znajobnosći nawjedowanja a organizacije qulske­
go wótbfga; wótzamknjenje kwalifikacije na pólu qulskego 
managementa jo witana. 

Docakamy wusoki angayement, samostatnosć a zamóynosć k  
teamowemu źfloju. 

Mfstno móyo se ze zastojnicu/zastojnikom abo z pśistajone­
ju/pśistajonym wobsajźiś a jo z mytoweju kupku A 12 BBesG z 
amtskim pśiplaśonkom (pśirownujobne zarownańskej kupce 
11 TV-L) pógódnośone. 

Zastojnstwo ako stawna zastupnica  abo stawny zastupnik quls­
keje wjednice se jej/jomu k zwfsćenju wupokazowanja w 
funkciji pśepowdajo. Zwfsćenje wupokazowanja se stanjo pó 
wótbfgu lfta. 

Pówuqenje/górjejstopnjowanje do wótpowfdnego zastojnstwa 
jo móyne akle pó dopolnjenju qulskopówolańskich pqawni­
skich a howacnych zastojnskopqawniskich wumfnjenjow. 
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´ 

braqnym se dajo pśi samskich zamóynosćach prfdnosć. 
Pqosby wó pśistajenje wót yeńskich su rady wiźone. Sfyko-

Pqosby wó pśistajenje maju se póslaś w bfgu styrich tyźenjow 
pó wózjawjenju togo wupisanja na 

Statny šulski amt Chóśebuz

kněz Wolter

Blechenowa droga 1

03046 Chóśebuz.
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